Referat: Das Vorabentscheidungsverfahren



Das Vorabentscheidungsverfahren

1. Allgemeines

Mit dem Vorabentscheidungsverfahren können sich die nationalen Gerichte an den EuGH (=Europäischer Gerichtshof) wenden. Das nationale Gericht kann, wenn es bei einem Rechtsstreit Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts anzuwenden hat, das Verfahren aussetzten und den EuGH fragen, ob der von den Gemeinschaftsorganen erlassene Rechtsakt gültig ist oder wie dieser Rechtsakt auszulegen ist. Der nationale Richter formuliert dabei eine Rechtsfrage auf die der EuGH in Form eines verbindlichen Urteils mit verbindlichem Charakter antwortet. Das Vorabentscheidungsverfahren ist kein Streitverfahren, das einer Entscheidung für eine Rechtssache dienen soll, sondern es handelt sich nur um einen Teil eines Gesamtverfahrens, das vor einem nationalen Gericht beginnt und auch wieder dort endet.

2. Das Ziel des Verfahrens

Das Ziel dieses Verfahrens ist die Gewährleistung einer einheitlichen Auslegung des Gemeinschaftsrechts und somit der Einheitlichkeit der gemeinschaftlichen Rechtsordnung. Im Falle einer Unvereinbarkeit mit dem nationalen Recht ist das unmittelbar geltende Gemeinschaftsrecht anzuwenden. Das Verfahren hat auch Bedeutung für den Individualrechtsschutz. Das Verfahren bietet den Bürgern der Mitgliedsstaaten die Möglichkeit sich gegen gemeinschaftswidriges Handeln zu wehren. Im Falle von einer Unvereinbarkeit von nationalen Recht und Gemeinschaftsrecht, hat das Gemeinschaftsrecht Vorrang. 

3. Der Gegenstand des Vorabentscheidungsersuchens

Der EuGH entscheidet zum einen über Fragen der Auslegung des Gemeinschaftsrechts und übt zum anderen aber auch eine Gültigkeitskontrolle über die Rechtshandlungen der Gemeinschaftsorgane sowie der Europäischen Zentralbank aus. Im Rahmen  des Vorabentscheidungsverfahren ist der EuGH nicht befugt nationales Recht auszulegen und auch darf die Vereinbarkeit mit dem Gemeinschaftsrecht nicht beurteilt werden. Jedoch gibt es oft gezielte Fragen nach der Vereinbarkeit einer nationalen Rechtsvorschrift mit einer Gemeinschaftsrechtsbestimmung oder es wird auch oft nach der Anwendbarkeit einer bestimmten Gemeinschaftsregel in dem vor dem nationalen Gericht zur Entscheidung anhängigen Rechtssache gefragt. Wichtig ist es auch anzumerken, dass Bestimmungen des nationalen Rechts nicht Gegenstand einer Vorabentscheidung sein können. 

4. Vorlageberechtigung

Zur Vorlage sind alle Gerichte der Mitgliedsstaaten berechtigt. Gerichte sind alle unabhängigen, d.h. nicht weisungsgebundenen Einrichtungen, die in einem rechtsstaatlich geordneten Verfahren Rechtsstreitigkeiten mit Rechtskraftwirkung zu entscheiden haben. Ob ein nationaler Richter von seinem Vorlagerecht Gebrauch macht, hängt von der Entscheidungserheblichkeit der gemeinschaftsrechtlichen Fragen für den Ausgangsrechtsstreit ab, über die der nationale Richter selbst entscheidet. Die Parteien des Rechtsstreits können nur Anregungen geben. Der EuGH überprüft die Entscheidungserheblichkeit nur daraufhin, ob es sich um eine vorlagefähige Frage handelt d.h. ob die gestellte Frage wirklich die Auslegung des EG-Vertrages oder die Gültigkeit einer Handlung des Gemeinschaftsorgans betrifft. 

5. Vorlageverpflichtung

Jedes Gericht ist zur Vorlage verpflichtet dessen Entscheidung mit Rechtsmitteln des nationalen Rechts nicht mehr angegriffen werden kann oder wenn ein nationales Gericht von der Ungültigkeit eines Gemeinschaftsrechtsaktes ausgehen will.  Rechtsmittel umfasst alle Rechtsbehelfe, mit denen eine erlassene Entscheidung von einer übergeordneten Gerichtinstanz in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht (z.B. Berufung) oder auch nur in rechtlicher Hinsicht (z.B. Revision) überprüft werden kann. 

6. Wann von der Vorlagepflicht abgesehen werden kann

Von der Vorlagepflicht kann jedoch abgesehen werden wenn

· die Vorlagefrage für den Ausgang des Rechtsstreits unerheblich ist

· vom EuGH bereits entschieden ist

· wenn kein vernünftiger Zweifel an der Auslegung einer Gemeinschaftsrechtsvorschrift möglich ist.


Die nationalen Gerichte haben bis zur Ungültigkeitsfeststellung des EuGH das Gemeinschaftsrecht anzuwenden und zu respektieren.

7. Verletzung der Sorgfaltspflicht

Eine Verletzung der Vorlagepflicht stellt zugleich auch eine Verletzung des EG-Vertrages dar und wird mit dem Vertragsverletzungsverfahren sanktioniert. Jedoch sind die praktischen Wirkungen eines solchen Vergehens sehr beschränkt, da die Regierung des Mitgliedsstaateseiner eventuellen Verurteilung durch den EuGH nicht Folge leisten kann, weil sie im Hinblick auf die Unabhängigkeit der Gerichte und des Gewaltenteilungsprinzips dem nationalen Gericht keine Anweisungen erteilen kann. Die Möglichkeit des Einzelnen vom betreffenden Mitgliedsstaat einen Ersatz für den entstanden Schaden der aus der Verletzung der Vorlagepflicht entstanden ist, zu verlangen ist wesentlich Erfolgsversprechender (seit Anerkennung der gemeinschaftsrechtlichen Handlung der Mitgliedsstaaten für Verletzungen des Gemeinschaftsrechts)

8. Wirkung der Vorabentscheidung

Die Vorabentscheidung ergeht in Form eines Urteils und bindet das vorlegende Gericht und alle anderen Gerichte, die mit der betreffenden Streitsache befasst werden. Außerdem kommt der Vorabentscheidung in der Praxis eine erhebliche Präjudizwirkung zu. 

9. Haftung der Mitgliedsstaaten für Verletzungen des Gemeinschaftsrechts

Die Haftung der Mitgliedsstaaten für Verletzungen des Gemeinschaftsrechts wurde vom EuGH in seinem Urteil vom 5. März 1996 in den verbundenen Rechtssachen C-46/93 „Brasserie du pêcheur“ und C-48/93 „Factortame“ dem Grundsatz nach festgestellt. Es wird vom EuGH selbst als „notwendige Ergänzung der unmittelbaren Wirkung, die den Gemeinschaftsrechtsvorschriften zukommt, auf deren Verletzung der entstandene Schaden beruht“ bezeichnet und verstärkt die Möglichkeit des Einzelnen gegenüber den drei Gewalten –Exekutive, Judikative und Legislative – auf die Einhaltung und Anwendung des Gemeinschaftsrechts zu dringen. 

10. Haftung wegen normativen Handelns oder Unterlassens der Mitgliedsstaaten

3 Voraussetzungen für die Haftung wegen normativen Handelns oder Unterlassenen der Mitgliedsstaaten:


· Die Gemeinschaftsnorm gegen die verstoßen worden ist muss bezwecken, dem Einzelnen Rechte zu verleihen

· Der Verstoß muss hinreichend qualifiziert sein, d.h. ein Mitgliedsstaat muss die Grenzen, die seinem Ermessen gesetzt sind, offenkundig und erheblich überschritten haben (Beurteilung obliegt den nationalen Gerichten)

· Bestehen eines unmittelbaren Kausalzusammenhangs zwischen dem Verstoß gegen die dem Mitgliedsstaat obliegende Verpflichtung und dem den geschädigten Personen entstandenen Schaden.

11. Der § 90a GOG

Weiters wird im § 90a (1) GOG (= Gerichtsorganisationsgesetz) geregelt, dass wenn ein Gericht beim EuGH einen Antrag auf Fällung einer Vorabentscheidung gestellt hat, so darf es bis zum Einlangen der Vorabentscheidung nur solche Handlungen vornehmen oder Entscheidungen und Verfügungen treffen, die durch die Vorabentscheidung nicht beeinflusst werden können. (2) Ist die beantragte Vorabentscheidung noch nicht ergangen und hat das Gericht die Bestimmung nicht mehr anzuwenden die Gegenstand seines Vorabentscheidungsantrages war, so hat es diesen unverzüglich zurückzuziehen. 

12. Bundesgesetz über die Einholung von Vorabentscheidungen

In einem Bundesgesetz hat der Nationalrat entschieden, dass Behörden, die letztinstanzliche Gerichte im Sinne des Artikel 234 (3) des EG-Vertrages sind, eine Vorabentscheidung des EuGH auf dem Gebiet der polizeilichen Zusammenarbeit und der justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen einzuholen haben, wenn anlässlich des Abschlusses eines Vertrages im Rahmen der Europäischen Integration durch Abgabe einer Erklärung das Recht vorbehalten wurde, innerstaatlich eine Verpflichtung zur Einholung einer solchen Vorabentscheidung vorzusehen ist. 



13. Die Rechtssache C-299/95 Friedrich Kremzow gegen die Republik Österreich
Vorabentscheidungsersuchen des Obersten Gerichtshof in der Rechtssache Dr. Friedrich Kremzow gegen die Republik Österreich:



In dieser Rechtssache wird um die Entscheidung ersucht, ob  die EMRK in ihrer Gesamtheit Bestandteil des Gemeinschaftsrechts ist und ob der Gerichtshof infolgedessen für die Auslegung sämtlicher Bestimmungen dieser Konvention im Rahmen eines Vorabentscheidungsverfahren zuständig ist. 

Sachverhalt: Der Rechtsstreit betrifft den Ersatz des Schadens den Dr. Kremzow angeblich wegen unrechtmäßiger Inhaftierung entstanden ist. Er wurde wegen Mordes angeklagt und in erster Instanz verurteilt. Ihm wurde nicht die Möglichkeit gegeben sich in der Verhandlung persönlich zu verteidigen. Der Kläger stützt seinen Anspruch auf Artikel 5 (5) der Konvention, da die Inhaftierung rechtswidrig war. Im vorliegenden Gericht ist nun zu entscheiden ob die Bestimmungen der EMRK auf die österreichische Verfahrens- und Verwaltungsvorschriften Auswirkungen haben. Die Zuständigkeit des EuGH für die Beantwortung der Frage für Herrn Kremzow ergibt sich daraus, dass er Bürger der EU ist und somit das in Artikel 8a EG-Vertrag verankerter Recht auf Freizügigkeit hat und sich somit ohne spezifischen Aufenthaltszweck im Hoheitsgebiet der Mitgliedsstaaten frei bewegen kann. Der Mitgliedsstaat, der dieses Grundrecht durch einen widerrechtlichen Haftvollzug verletzt ist nach Gemeinschaftsrecht zum Schadenersatz verpflichtet. Der Gerichtshof hat im Vorabentscheidungsverfahren, wenn eine nationale Regelung in den Anwendungsbereich des Gemeinschaftsrechts fällt, dem vorlegenden Gericht alle Auslegungshinweise zu geben, die es benötigt um die Vereinbarkeit dieser Regelung mit den Grundrechten beurteilen zu können. Im Übrigen wurde Herr Kremzow wegen Mordes und illegalem Waffenbesitzes nach innerstaatlichen Rechtsvorschriften verurteilt, die nicht dazu bestimmt sind die Beachtung gemeinschaftsrechtlicher Normen sicherzustellen. Somit betrifft die im Ausgangsstreit anwendbare nationale Regelung einen Fall, der nicht in den Anwendungsbereich des Gemeinschaftsrechts fällt. Dem nationalen Gericht ist daher zu antworten (= die letzte Antwort), dass der Gerichtshof im Vorabentscheidungsverfahren dem vorlegenden Gericht nicht die Auslegungshinweise geben kann, die es benötigt um die Vereinbarkeit einer nationalen Regelung mit den Grundrechten beurteilen zu können, deren Wahrung der Gerichtshof sichert  und die sich insbesondere aus der Konvention ergeben, wenn diese Regelung einen Fall betrifft, der wie im Ausgangsrechtsstreit nicht in den Anwendungsbereich des Gemeinschaftsrechts fällt. 

Art. 234 EGV [Vorabentscheidung]

Der Gerichtshof entscheidet im Wege der Vorabentscheidung

a) Über die Auslegung des Vertrages,


b) Über die Gültigkeit und die Auslegung der Handlungen der Organe der Gemeinschaft und der EZB,


c) Über die Auslegung der Satzungen der durch den Rat geschaffenen Einrichtungen, sowie diese Satzungen dies vorsehen.


Wird eine derartige Frage einem Gericht eines Mitgliedsstaates gestellt und hält dieses Gericht eine Entscheidung darüber zum Erlass seines Urteils für erforderlich, so kann es diese Frage dem Gerichtshof zur Entscheidung vorlegen. Wird eine derartige Frage in einem schwebenden Verfahren bei einem einzelstaatlichen Gericht gestellt, dessen Entscheidungen selbst nicht mehr mit Rechtsmitteln des innerstaatlichen Rechts angefochten werden können, so ist dieses Gericht zur Anrufung des Gerichtshofes verpflichtet. 

Das Vorabentscheidungsverfahren (Art. 234 EG-Vertrag)

1. Ziel des Verfahrens
ist die Gewährleistung einer einheitlichen Auslegung des Gemeinschaftsrechts 


2. Vorlagegegenstand
Vorlagefragen nach:
– Auslegung des Gemeinschaftsrechts
– Gültigkeit von Rechtsakten der Gemeinschaftsorgane


3. Vorlageberechtigung
Alle Gerichte der Mitgliedsstaaten; es steht in ihrem Ermessen ob sie von ihrem Vorlagerecht Gebrauch machen oder ob sie davon absehen 

4. Vorlageverpflichtung
– letztinstanzliches Gericht, dessen Entscheidung nicht mehr mit Rechtsmitteln des innerstaatlichen Rechts angegriffen werden kann
– wenn ein nationales Gericht von der Ungültigkeit eines Gemeinschaftsrechtsaktes ausgehen will 


5. Von der Vorlagepflicht kann jedoch abgesehen werden wenn
– die Vorlagefrage für den Ausgang des Rechtsstreits unerheblich ist
– vom EuGH bereits entschieden ist
– wenn kein vernünftiger Zweifel and er Auslegung einer Gemeinschaftsrechtsvorschrift möglich ist


6. Verletzung der Vorlagepflicht
Ist zugleich eine Verletzung des EG-Vertrags und wird mit dem Vertragsverletzungsverfahren sanktioniert



7. Wirkungen der Vorabentscheidung
Die Vorabentscheidung ergeht in Form eines Urteils und bindet das vorlegende Gericht und alle anderen Gerichte, die mit der betreffenden Streitsache befasst werden



8. Haftung der Mitgliedsstaaten für Verletzungen des Gemeinschaftsrechts
5. März 1996:
– Rechtssache C-46/96 „Brasserie du pécheur“
– Rechtssache C-48/93 „Factortame“


9. Haftung wegen normativen Handeln oder Unterlassen der Mitgliedsstaaten:

3 Voraussetzungen: 

· Die Gemeinschaftsnorm gegen die verstoßen worden ist muss bezwecken, dem Einzelnen Rechte zu verleihen

· Der Verstoß muss hinreichend qualifiziert sein, d.h. ein Mitgliedsstaat muss die Grenzen, die seinem Ermessen gesetzt sind, offenkundig und erheblich überschritten haben (Beurteilung obliegt den nationalen Gerichten)

· Bestehen eines unmittelbaren Kausalzusammenhangs zwischen dem Verstoß gegen die dem Mitgliedsstaat obliegende Verpflichtung und dem den geschädigten Personen entstandenen Schaden.
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